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A. Bekanntmachungen des Landkreises Aurich 
 

 

Festsetzung 
der Ortsdurchfahrtsgrenze in der Gemeinde Ihlow, Ortsteil Riepe 

 

Gemäß § 4 Abs. 2 des Niedersächsischen Straßengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 

24. September 1980 (Nds.GVBl. S.359), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.10.2014 (Nds. GVBl. 

S. 291) setze ich nach Anhörung der Gemeinde Ihlow und der Nds. Landesbehörde für Straßenbau 

und Verkehr, Geschäftsbereich Aurich die Ortsdurchfahrtsgrenze an der Landesstraße 1 in Riepe wie 
folgt neu fest: 

 

in Richtung Riepe bei km 13,280 
(vor dem Knotenpunkt Gemeindestraße „Außenfenne“) 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diese Festsetzung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Verwaltungsgericht 

Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg Klage erhoben werden. 

 
Aurich, 13.11.2015 

 

Landkreis Aurich 
 

Der Landrat 

Im Auftrage 

Schoolmann 
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Öffentliche Bekanntmachung einer Anlage nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz 
Graf Tido zu Knyphausen 

 

Der Antragsteller Graf Tido zu Knyphausen, Landstraße 55, 26524 Lütetsburg, beabsichtigt die Errich-

tung und den Betrieb von zwei Windenergieanlagen des Typs Enercon E-70 E 4 mit einer Nabenhöhe 

von je 64 m, mit einer Gesamthöhe von je 99,5 m und einer Kapazität von je 2.300 kW auf den 

Grundstücken in der Gemarkung Lütetsburg, Flur 2, Flurstück 23/1 und in der Gemarkung Hage, Flur 

1, Flurstück 21/4,. Die Anlagen sollen voraussichtlich im Dezember 2016 in Betrieb genommen wer-

den. 
 

Das Vorhaben bedarf der Genehmigung gem. § 4 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 

(Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 

(BGBl. I S. 1274); zuletzt geändert durch Artikel 76 des Gesetzes vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 

1474), i. V. m. § 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetz (Verord-

nung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV -) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 2. Mai 2013 (BGBl. I. S. 973), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. April 2015 

(BGBl. I S. 670), sowie der lfd. Nr. 1.6.2 der Anlage 1 zur 4. BImSchV. Zuständig für die Erteilung der 

Genehmigung ist der Landkreis Aurich.  
 

Der Landkreis Aurich hat nach Vorprüfung des Einzelfalles gemäß des Gesetzes über die Umweltver-

träglichkeit (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt 

geändert durch Artikel 93 des Gesetzes vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) festgestellt, dass gem. 

§ 3 b UVPG eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

 

Das Vorhaben wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BImSchG öffentlich bekannt gemacht.  

 

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die diesem beigefügten Unterlagen, die Angaben 

über die Auswirkungen der Anlage auf die Nachbarschaft und die Allgemeinheit enthalten sowie die 
Umweltverträglichkeitsstudie liegen für die Dauer eines Monats zur Einsichtnahme aus. Die Ausle-

gungsfrist beginnt mit dem 07.12.2015 und endet am 06.01.2016. Die Unterlagen können bei den 

folgenden Stellen zu den dort angegebenen Zeiten eingesehen werden: 

 

- Landkreis Aurich,  

Kirchdorfer Straße 7-9,  

Zimmer-Nr. 114,  

26603 Aurich,  

 

während der Dienststunden:  
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr  

Montag bis Mittwoch in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr  

Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 

 

- Samtgemeinde Hage/ 
 Gemeinde Lütetsburg/ 
 Flecken Hage,  

Hauptstraße 81,  

26524 Hage, 

im Bauamt, Zimmer 19 
 

während der Öffnungszeiten  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Dienstag und Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
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- Stadt Norden,  

Am Markt 43,  

26506 Norden, 

im Erdgeschoss des Gebäudes des Fachbereichs Planen und Bauen 

 

während der Öffnungszeiten  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr 

 
Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 07.12.2015 bis zum 20.01.2016 schriftlich 

beim Landkreis Aurich, der Stadt Norden oder der Samtgemeinde Hage/Gemeinde Lütets-

burg/Flecken Hage erhoben werden. Einwendungen werden dem Antragsteller und den Behörden, 

deren Aufgabenbereich durch die Einwendungen berührt ist, bekannt gegeben. Auf Verlangen des 

Einwenders sollen dessen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 

wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich 

sind. Mit Ablauf der Einwendungsfrist werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf be-

sonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.  

 

Die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen werden am 16.02.2016 um 16:00 Uhr 
im Sitzungssaal Zimmer 1.106 des Kreisverwaltungsgebäudes in Aurich mit den Einwendern und der 

Antragstellerin erörtert. Der Erörterungstermin ist öffentlich. Er dient dazu, die rechtzeitig gegen das 

Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern soweit diese für die Prüfung der Genehmigungsvo-

raussetzungen nach dem BImSchG von Bedeutung sein können. Es soll denjenigen, die Einwendun-

gen erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu erläutern. Die formgerecht erhobe-

nen Einwendungen werden auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-

dungen erhoben haben, erörtert.  

 

Sollte eine Verlegung des Erörterungstermins erforderlich sein, werden der Antragsteller und diejeni-

gen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben über Ort und Zeit des neuen Erörterungstermins 
benachrichtigt. Die Benachrichtigung kann auch durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öf-

fentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.  

 

Aurich, den 27.11.2015 

 

Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung einer Anlage nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz  
WG Finkentog GmbH &Co. KG i.G. 

 
Der Antragsteller WG Finkentog GmbH & Co. KG i.G., Fasanenweg 22, 26524 Lütetsburg, beabsichtigt 

auf dem Grundstück in der Gemarkung Hagermarsch, Flur 14, Flurstück 39/3, die Errichtung und den 

Betrieb einer Windenergieanlage des Typs Enercon E-70 E 4 mit einer Nabenhöhe von 64 m, mit ei-

ner Gesamthöhe von 99,5 m und einer Kapazität von 2.300 kW. Die Anlage soll voraussichtlich im 

Dezember 2016 in Betrieb genommen werden. 
 
Das Vorhaben bedarf der Genehmigung gem. § 4 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 

(Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
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(BGBl. I S. 1274); zuletzt geändert durch Artikel 76 des Gesetzes vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 

1474), i. V. m. § 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetz (Verord-

nung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV -) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 2. Mai 2013 (BGBl. I. S. 973), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. April 2015 

(BGBl. I S. 670), sowie der lfd. Nr. 1.6.2 der Anlage 1 zur 4. BImSchV. Zuständig für die Erteilung der 

Genehmigung ist der Landkreis Aurich.  

 

Der Landkreis Aurich hat nach Vorprüfung des Einzelfalles gemäß des Gesetzes über die Umweltver-

träglichkeit (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt 
geändert durch Artikel 93 des Gesetzes vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) festgestellt, dass gem. 

§ 3 b UVPG eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

 

Das Vorhaben wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BImSchG öffentlich bekannt gemacht.  

 

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die diesem beigefügten Unterlagen, die Angaben 

über die Auswirkungen der Anlage auf die Nachbarschaft und die Allgemeinheit enthalten sowie die 

Umweltverträglichkeitsstudie liegen für die Dauer eines Monats zur Einsichtnahme aus. Die Ausle-

gungsfrist beginnt mit dem 07.12.2015 und endet am 06.01.2016. Die Unterlagen können bei den 

folgenden Stellen zu den dort angegebenen Zeiten eingesehen werden: 
 

- Landkreis Aurich,  

Kirchdorfer Straße 7-9,  

Zimmer-Nr. 114,  

26603 Aurich,  

 

während der Dienststunden:  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr  

Montag bis Mittwoch in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr  

Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
 

- Samtgemeinde Hage/ 
 Gemeinde Hagermarsch,  

Hauptstraße 81,  

26524 Hage, 

im Bauamt, Zimmer 19 

 

während der Öffnungszeiten  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Dienstag und Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
 

- Stadt Norden,  

Am Markt 43,  

26506 Norden, 

im Erdgeschoss des Gebäudes des Fachbereichs Planen und Bauen 

 

während der Öffnungszeiten  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr 

 
Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 07.12.2015 bis zum 20.01.2016 schriftlich 

beim Landkreis Aurich, der Stadt Norden oder der Samtgemeinde Hage/Gemeinde Hagermarsch er-

hoben werden. Einwendungen werden dem Antragsteller und den Behörden, deren Aufgabenbereich 

durch die Einwendungen berührt ist, bekannt gegeben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen 
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Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungs-

gemäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind. Mit Ablauf der Ein-

wendungsfrist werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-

chen Titeln beruhen.  

 

Die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen werden am 16.02.2016 um 15:30 Uhr 
im Sitzungssaal Zimmer 1.106 des Kreisverwaltungsgebäudes in Aurich mit den Einwendern und der 

Antragstellerin erörtert. Der Erörterungstermin ist öffentlich. Er dient dazu, die rechtzeitig gegen das 

Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern soweit diese für die Prüfung der Genehmigungsvo-
raussetzungen nach dem BImSchG von Bedeutung sein können. Es soll denjenigen, die Einwendun-

gen erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu erläutern. Die formgerecht erhobe-

nen Einwendungen werden auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-

dungen erhoben haben, erörtert.  

 

Sollte eine Verlegung des Erörterungstermins erforderlich sein, werden der Antragsteller und diejeni-

gen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben über Ort und Zeit des neuen Erörterungstermins 

benachrichtigt. Die Benachrichtigung kann auch durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öf-
fentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.  

 

Aurich, den 27.11.2015 

 

Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung einer Anlage nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz  
Kirchengemeinde Hage 

 

Der Antragsteller Kirchengemeinde Hage, Sankt Annenweg 1a, 26524 Lütetsburg, beabsichtigt auf 

dem Grundstück in der Gemarkung Hage, Flur 1, Flurstück 18/3, die Errichtung und den Betrieb einer 

Windenergieanlage des Typs Enercon E-70 E 4 mit einer Nabenhöhe von 64 m, mit einer Gesamthöhe 
von 99,5 m und einer Kapazität von 2.300 kW. Die Anlage soll voraussichtlich im Dezember 2016 in 

Betrieb genommen werden. 

 

Das Vorhaben bedarf der Genehmigung gem. § 4 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 

(Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 

(BGBl. I S. 1274); zuletzt geändert durch Artikel 76 des Gesetzes vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 

1474), i. V. m. § 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetz (Verord-

nung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV -) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 2. Mai 2013 (BGBl. I. S. 973), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. April 2015 
(BGBl. I S. 670), sowie der lfd. Nr. 1.6.2 der Anlage 1 zur 4. BImSchV. Zuständig für die Erteilung der 

Genehmigung ist der Landkreis Aurich.  

 

Der Landkreis Aurich hat nach Vorprüfung des Einzelfalles gemäß des Gesetzes über die Umweltver-

träglichkeit (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt 

geändert durch Artikel 93 des Gesetzes vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) festgestellt, dass gem. 

§ 3 b UVPG eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

 

Das Vorhaben wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BImSchG öffentlich bekannt gemacht.  
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Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die diesem beigefügten Unterlagen, die Angaben 

über die Auswirkungen der Anlage auf die Nachbarschaft und die Allgemeinheit enthalten sowie die 

Umweltverträglichkeitsstudie liegen für die Dauer eines Monats zur Einsichtnahme aus. Die Ausle-

gungsfrist beginnt mit dem 07.12.2015 und endet am 06.01.2016. Die Unterlagen können bei den 

folgenden Stellen zu den dort angegebenen Zeiten eingesehen werden: 

 

- Landkreis Aurich,  

Kirchdorfer Straße 7-9,  

Zimmer-Nr. 114,  
26603 Aurich,  

 

während der Dienststunden:  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr  

Montag bis Mittwoch in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr  

Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 

 

- Samtgemeinde Hage/ 
 Flecken Hage,  

Hauptstraße 81,  
26524 Hage, 

im Bauamt, Zimmer 19 

 

während der Öffnungszeiten  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Dienstag und Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 

 

- Stadt Norden,  

Am Markt 43,  

26506 Norden, 
im Erdgeschoss des Gebäudes des Fachbereichs Planen und Bauen 

 

während der Öffnungszeiten  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr 

 

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 07.12.2015 bis zum 20.01.2016 schriftlich 

beim Landkreis Aurich, der Stadt Norden oder der Samtgemeinde Hage/Flecken Hage erhoben wer-

den. Einwendungen werden dem Antragsteller und den Behörden, deren Aufgabenbereich durch die 

Einwendungen berührt ist, bekannt gegeben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungsgemäßen 

Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind. Mit Ablauf der Einwendungsfrist 

werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru-

hen.  

 

Die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen werden am 16.02.2016 um 15:00 Uhr 
im Sitzungssaal Zimmer 1.106 des Kreisverwaltungsgebäudes in Aurich mit den Einwendern und der 

Antragstellerin erörtert. Der Erörterungstermin ist öffentlich. Er dient dazu, die rechtzeitig gegen das 

Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern soweit diese für die Prüfung der Genehmigungsvo-

raussetzungen nach dem BImSchG von Bedeutung sein können. Es soll denjenigen, die Einwendun-
gen erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu erläutern. Die formgerecht erhobe-

nen Einwendungen werden auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-

dungen erhoben haben, erörtert.  
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Sollte eine Verlegung des Erörterungstermins erforderlich sein, werden der Antragsteller und diejeni-

gen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben über Ort und Zeit des neuen Erörterungstermins 

benachrichtigt. Die Benachrichtigung kann auch durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öf-

fentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.  

 

Aurich, den 27.11.2015 

 
Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 

 

 
Öffentliche Bekanntmachung einer Anlage nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz  

Neue Energien Hage GmbH 
 

Der Antragsteller Neue Energien Hage GmbH, Hauptstraße 81, 26524 Hage, beabsichtigt auf dem 

Grundstück in der Gemarkung Hage, Flur 1, Flurstück 20, die Errichtung und den Betrieb einer Wind-

energieanlage des Typs Enercon E-70 E 4 mit einer Nabenhöhe von 64 m, mit einer Gesamthöhe von 

99,5 m und einer Kapazität von 2.300 kW. Die Anlage soll voraussichtlich im Dezember 2016 in Be-

trieb genommen werden. 

 

Das Vorhaben bedarf der Genehmigung gem. § 4 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 

(Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 

(BGBl. I S. 1274); zuletzt geändert durch Artikel 76 des Gesetzes vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 

1474), i. V. m. § 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetz (Verord-

nung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV -) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 2. Mai 2013 (BGBl. I. S. 973), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. April 2015 

(BGBl. I S. 670), sowie der lfd. Nr. 1.6.2 der Anlage 1 zur 4. BImSchV. Zuständig für die Erteilung der 

Genehmigung ist der Landkreis Aurich.  

 

Der Landkreis Aurich hat nach Vorprüfung des Einzelfalles gemäß des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeit (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt 

geändert durch Artikel 93 des Gesetzes vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) festgestellt, dass gem. 

§ 3 b UVPG eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

 

Das Vorhaben wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BImSchG öffentlich bekannt gemacht.  

 

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die diesem beigefügten Unterlagen, die Angaben 

über die Auswirkungen der Anlage auf die Nachbarschaft und die Allgemeinheit enthalten sowie die 

Umweltverträglichkeitsstudie liegen für die Dauer eines Monats zur Einsichtnahme aus. Die Ausle-

gungsfrist beginnt mit dem 07.12.2015 und endet am 06.01.2016. Die Unterlagen können bei den 
folgenden Stellen zu den dort angegebenen Zeiten eingesehen werden: 

 

- Landkreis Aurich,  

Kirchdorfer Straße 7-9,  

Zimmer-Nr. 114,  

26603 Aurich,  
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während der Dienststunden:  
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr  
Montag bis Mittwoch in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr  
Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 

 
- Samtgemeinde Hage 

 Flecken Hagen,  
Hauptstraße 81,  
26524 Hage, 
im Bauamt, Zimmer 19 

 
während der Öffnungszeiten  
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 
Dienstag und Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 

 
- Stadt Norden,  

Am Markt 43,  
26506 Norden, 
im Erdgeschoss des Gebäudes des Fachbereichs Planen und Bauen 

 
während der Öffnungszeiten  
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 
Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr 

 
Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 07.12.2015 bis zum 20.01.2016 schriftlich 
beim Landkreis Aurich, der Stadt Norden oder der Samtgemeinde Hage/Flecken Hage erhoben wer-
den. Einwendungen werden dem Antragsteller und den Behörden, deren Aufgabenbereich durch die 
Einwendungen berührt ist, bekannt gegeben. Auf Verlangen des Einwender sollen dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungsgemäßen 
Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind. Mit Ablauf der Einwendungsfrist 
werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru-
hen.  
 

Die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen werden am 16.02.2016 um 14:30 Uhr 
im Sitzungssaal Zimmer 1.106 des Kreisverwaltungsgebäudes in Aurich mit den Einwendern und der 

Antragstellerin erörtert. Der Erörterungstermin ist öffentlich. Er dient dazu, die rechtzeitig gegen das 

Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern soweit diese für die Prüfung der Genehmigungsvo-

raussetzungen nach dem BImSchG von Bedeutung sein können. Es soll denjenigen, die Einwendun-
gen erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu erläutern. Die formgerecht erhobe-

nen Einwendungen werden auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-

dungen erhoben haben, erörtert.  

 

Sollte eine Verlegung des Erörterungstermins erforderlich sein, werden der Antragsteller und diejeni-

gen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben über Ort und Zeit des neuen Erörterungstermins 

benachrichtigt. Die Benachrichtigung kann auch durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öf-

fentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.  
 

Aurich, den 27.11.2015 

 

Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 
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Öffentliche Bekanntmachung einer Anlage nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz  
Gustav Claashen 

 

Der Antragsteller Gustav Claashen, Fasanenweg 22, 26524 Lütetsburg, beabsichtigt auf den Grund-

stücken in der Gemarkung Lütetsburg, Flur 1, Flurstücke 7/4 und 22 und Flur 2, Flurstück 8/4, die 

Errichtung und den Betrieb von vier Windenergieanlagen des Typs Enercon E-70 E 4 mit einer Na-

benhöhe von je 64 m, mit einer Gesamthöhe von je 99,5 m und einer Kapazität von je 2.300 kW. Die 

Anlagen sollen voraussichtlich im Dezember 2016 in Betrieb genommen werden. 

 
Das Vorhaben bedarf der Genehmigung gem. § 4 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 

(Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 

(BGBl. I S. 1274); zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 

1740), i. V. m. § 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetz (Verord-

nung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV -) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 2. Mai 2013 (BGBl. I. S. 973), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. April 2015 

(BGBl. I S. 640), sowie der lfd. Nr. 1.6.2 der Anlage 1 zur 4. BImSchV. Zuständig für die Erteilung der 

Genehmigung ist der Landkreis Aurich.  

 
Der Landkreis Aurich hat nach Vorprüfung des Einzelfalles gemäß des Gesetzes über die Umweltver-

träglichkeit (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt 

geändert durch Artikel 10G des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) festgestellt, dass gem. § 3 

b UVPG eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

 

Das Vorhaben wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BImSchG öffentlich bekannt gemacht.  

 

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die diesem beigefügten Unterlagen, die Angaben 

über die Auswirkungen der Anlage auf die Nachbarschaft und die Allgemeinheit enthalten sowie die 

Umweltverträglichkeitsstudie liegen für die Dauer eines Monats zur Einsichtnahme aus. Die Ausle-
gungsfrist beginnt mit dem 07.12.2015 und endet am 06.01.2016. Die Unterlagen können bei den 

folgenden Stellen zu den dort angegebenen Zeiten eingesehen werden: 

 

- Landkreis Aurich,  

Kirchdorfer Straße 7-9,  

Zimmer-Nr. 114,  

26603 Aurich,  

 

während der Dienststunden:  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr  
Montag bis Mittwoch in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr  

Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 

 

- Samtgemeinde Hage/ 
Gemeinde Lütetsburg,  

Hauptstraße 81,  

26524 Hage, 

im Bauamt, Zimmer 19 

 

während der Öffnungszeiten  
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Dienstag und Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
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- Stadt Norden,  

Am Markt 43,  

26506 Norden, 

im Erdgeschoss des Gebäudes des Fachbereichs Planen und Bauen 

 

während der Öffnungszeiten  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr 
 

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 07.12.2015 bis zum 20.01.2016 schriftlich 

beim Landkreis Aurich, der Stadt Norden oder der Samtgemeinde Hage/Gemeinde Lütetsburg erho-

ben werden. Einwendungen werden dem Antragsteller und den Behörden, deren Aufgabenbereich 

durch die Einwendungen berührt ist, bekannt gegeben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen 

Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungs-

gemäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind. Mit Ablauf der Ein-

wendungsfrist werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-

chen Titeln beruhen.  

 
Die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen werden am 16.02.2016 um 14:00 Uhr 
im Sitzungssaal Zimmer 1.106 des Kreisverwaltungsgebäudes in Aurich mit den Einwendern und der 

Antragstellerin erörtert. Der Erörterungstermin ist öffentlich. Er dient dazu, die rechtzeitig gegen das 

Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern soweit diese für die Prüfung der Genehmigungsvo-

raussetzungen nach dem BImSchG von Bedeutung sein können. Es soll denjenigen, die Einwendun-

gen erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu erläutern. Die formgerecht erhobe-

nen Einwendungen werden auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-

dungen erhoben haben, erörtert.  

 

Sollte eine Verlegung des Erörterungstermins erforderlich sein, werden der Antragsteller und diejeni-
gen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben über Ort und Zeit des neuen Erörterungstermins 

benachrichtigt. Die Benachrichtigung kann auch durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öf-

fentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.  

 

Aurich, den 27.11.2015 

 

Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 

 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung einer Anlage nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz  
Zweite Windpark Drostenplatz GmbH & Co. KG 

 

Die Firma Zweite Windpark Drostenplatz GmbH & Co. KG, Landstraße 55, 26524 Lütetsburg, beab-

sichtigt auf den Grundstücken in der Gemarkung Lütetsburg, Flur 4, Flurstücke 20/3 und 26/1, Flur 6 

Flurstücke 12/6, 12/8 und 28/14 sowie Flur 7, Flurstücke 1/4 und 15/1, die Errichtung und den Be-

trieb von sieben Windenergieanlagen des Typs Enercon E-70 E 4 mit einer Nabenhöhe von je 64 m, 

mit einer Gesamthöhe von je 99,5 m und einer Kapazität von je 2.300 kW. Die Anlagen sollen voraus-

sichtlich im Dezember 2016 in Betrieb genommen werden. 
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Das Vorhaben bedarf der Genehmigung gem. § 4 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 

(Bundes-Immissionsschutzgesetz -BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 

(BGBl. I S. 1274); zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 

1740), i. V. m. § 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetz (Verord-

nung über genehmigungsbedürftige Anlagen –4. BImSchV-) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

2. Mai 2013 (BGBl. I. S. 973), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. April 2015 (BGBl. I 

S. 640), sowie der lfd. Nr. 1.6.2 der Anlage zur 4. BImSchV. Zuständig für die Erteilung der Genehmi-

gung ist der Landkreis Aurich.  
 

Der Landkreis Aurich hat nach Vorprüfung des Einzelfalles gemäß des Gesetzes über die Umweltver-

träglichkeit (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt 

geändert durch Artikel 10G des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) festgestellt, dass gem. § 3 

b UVPG eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

 

Das Vorhaben wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BImSchG öffentlich bekannt gemacht.  

 

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die diesem beigefügten Unterlagen, die Angaben 

über die Auswirkungen der Anlage auf die Nachbarschaft und die Allgemeinheit enthalten sowie die 
Umweltverträglichkeitsstudie liegen für die Dauer eines Monats zur Einsichtnahme aus. Die Ausle-

gungsfrist beginnt mit dem 07.12.2015 und endet am 06.01.2016. Die Unterlagen können bei den 

folgenden Stellen zu den dort angegebenen Zeiten eingesehen werden: 

 

- Landkreis Aurich,  

Kirchdorfer Straße 7-9,  

Zimmer-Nr. 114,  

26603 Aurich,  

 

während der Dienststunden:  
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr  

Montag bis Mittwoch in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr  

Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 

 

- Samtgemeinde Hage,  

 Gemeinde Lütetsburg 
Hauptstraße 81,  

26524 Hage, 

im Bauamt, Zimmer 19 

 
während der Öffnungszeiten  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Dienstag und Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 

 

- Stadt Norden,  

Am Markt 43,  

26506 Norden, 

im Erdgeschoss des Gebäudes des Fachbereichs Planen und Bauen 

 

während der Öffnungszeiten  
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr 
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Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 07.12.2015 bis zum 20.01.2016 schriftlich 

beim Landkreis Aurich, der Stadt Norden oder der Samtgemeinde Hage / Gemeinde Lütetsburg erho-

ben werden. Einwendungen werden dem Antragsteller und den Behörden, deren Aufgabenbereich 

durch die Einwendungen berührt ist, bekannt gegeben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen 

Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungs-

gemäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind. Mit Ablauf der Ein-

wendungsfrist werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-

chen Titeln beruhen.  

 
Die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen werden am 17.02.2016 um 09:00 Uhr 
im Sitzungssaal Zimmer 1.106 des Kreisverwaltungsgebäudes in Aurich mit den Einwendern und der 

Antragstellerin erörtert. Der Erörterungstermin ist öffentlich. Er dient dazu, die rechtzeitig gegen das 

Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern soweit diese für die Prüfung der Genehmigungsvo-

raussetzungen nach dem BImSchG von Bedeutung sein können. Es soll denjenigen, die Einwendun-

gen erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu erläutern. Die formgerecht erhobe-

nen Einwendungen werden auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-

dungen erhoben haben, erörtert.  

 

Sollte eine Verlegung des Erörterungstermins erforderlich sein, werden der Antragsteller und diejeni-
gen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben über Ort und Zeit des neuen Erörterungstermins 

benachrichtigt. Die Benachrichtigung kann auch durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öf-

fentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.  

 

Aurich, den 27.11.2015 

 

Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung einer Anlage nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz  
Gräfin Knyphausen 

 

Der Antragstellerin Gräfin Margarete zu Knyphausen, Landstraße 55, 26524 Lütetsburg, beabsichtigt 

auf dem Grundstück in der Gemarkung Junkersrott, Flur 7, Flurstück 14/2, die Errichtung und den 

Betrieb von einer Windenergieanlage des Typs Enercon E-70 E 4 mit einer Nabenhöhe von 64 m, mit 

einer Gesamthöhe von 99,5 m und einer Kapazität von 2.300 kW. Die Anlage soll voraussichtlich im 

Dezember 2016 in Betrieb genommen werden. 

 

Das Vorhaben bedarf der Genehmigung gem. § 4 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 

(Bundes-Immissionsschutzgesetz -BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274); zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 

1740), i. V. m. § 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetz (Verord-

nung über genehmigungsbedürftige Anlagen –4. BImSchV-) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

2. Mai 2013 (BGBl. I. S. 973), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. April 2015 (BGBl. I 

S. 640), sowie der lfd. Nr. 1.6.2 der Anlage 1 zur 4. BImSchV. Zuständig für die Erteilung der Geneh-

migung ist der Landkreis Aurich.  
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Der Landkreis Aurich hat nach Vorprüfung des Einzelfalles gemäß des Gesetzes über die Umweltver-

träglichkeit (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt 

geändert durch Artikel 10G des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) festgestellt, dass gem. § 3 

b UVPG eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

 

Das Vorhaben wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BImSchG öffentlich bekannt gemacht.  

 

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die diesem beigefügten Unterlagen, die Angaben 

über die Auswirkungen der Anlage auf die Nachbarschaft und die Allgemeinheit enthalten sowie die 
Umweltverträglichkeitsstudie liegen für die Dauer eines Monats zur Einsichtnahme aus. Die Ausle-

gungsfrist beginnt mit dem 07.12.2015 und endet am 06.01.2016. Die Unterlagen können bei den 

folgenden Stellen zu den dort angegebenen Zeiten eingesehen werden: 

 

- Landkreis Aurich,  

Kirchdorfer Straße 7-9,  

Zimmer-Nr. 114,  

26603 Aurich,  

 

während der Dienststunden:  
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr  

Montag bis Mittwoch in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr  

Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 

 

- Samtgemeinde Hage,  

 Gemeinde Hagermarsch 
Hauptstraße 81,  

26524 Hage, 

im Bauamt, Zimmer 19 

 
während der Öffnungszeiten  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Dienstag und Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 

 

- Stadt Norden,  

Am Markt 43,  

26506 Norden, 

im Erdgeschoss des Gebäudes des Fachbereichs Planen und Bauen 

 

während der Öffnungszeiten  
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr 

 

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 07.12.2015 bis zum 20.01.2016 schriftlich 

beim Landkreis Aurich, der Stadt Norden oder der Samtgemeinde Hage / Gemeinde Hagermarsch 

erhoben werden. Einwendungen werden dem Antragsteller und den Behörden, deren Aufgabenbe-

reich durch die Einwendungen berührt ist, bekannt gegeben. Auf Verlangen des Einwenders sollen 

dessen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ord-

nungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind. Mit Ablauf der 

Einwendungsfrist werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-
chen Titeln beruhen.  

 

Die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen werden am 16.02.2016 um 11:00 Uhr 
im Sitzungssaal Zimmer 1.106 des Kreisverwaltungsgebäudes in Aurich mit den Einwendern und der 
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Antragstellerin erörtert. Der Erörterungstermin ist öffentlich. Er dient dazu, die rechtzeitig gegen das 

Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern soweit diese für die Prüfung der Genehmigungsvo-

raussetzungen nach dem BImSchG von Bedeutung sein können. Es soll denjenigen, die Einwendun-

gen erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu erläutern. Die formgerecht erhobe-

nen Einwendungen werden auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-

dungen erhoben haben, erörtert.  

 

Sollte eine Verlegung des Erörterungstermins erforderlich sein, werden der Antragsteller und diejeni-

gen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben über Ort und Zeit des neuen Erörterungstermins 
benachrichtigt. Die Benachrichtigung kann auch durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öf-

fentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.  

 

Aurich, den 27.11.2015 

 

Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung einer Anlage nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz  
Graf Knyphausen 

 
Der Antragsteller Graf Tido zu Knyphausen, Landstraße 55, 26524 Lütetsburg, beabsichtigt auf den 

Grundstücken in der Gemarkung Junkersrott, Flur 7, Flurstück 14/2, 14/5 und 29/3 die Errichtung und 

den Betrieb von vier Windenergieanlagen des Typs Enercon E-70 E 4 mit einer Nabenhöhe von je 64 

m, mit einer Gesamthöhe von je 99,5 m und einer Kapazität von je 2.300 kW. Die Anlagen sollen vo-

raussichtlich im Dezember 2016 in Betrieb genommen werden. 

 

Das Vorhaben bedarf der Genehmigung gem. § 4 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 

(Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 

(BGBl. I S. 1274); zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 
1740), i. V. m. § 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetz (Verord-

nung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV -) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 2. Mai 2013 (BGBl. I. S. 973), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. April 2015 

(BGBl. I S. 640), sowie der lfd. Nr. 1.6.2 der Anlage 1 zur 4. BImSchV. Zuständig für die Erteilung der 

Genehmigung ist der Landkreis Aurich.  

 

Der Landkreis Aurich hat nach Vorprüfung des Einzelfalles gemäß des Gesetzes über die Umweltver-

träglichkeit (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt 

geändert durch Artikel 10G des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) festgestellt, dass gem. § 3 

b UVPG eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
 

Das Vorhaben wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BImSchG öffentlich bekannt gemacht.  

 

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die diesem beigefügten Unterlagen, die Angaben 

über die Auswirkungen der Anlage auf die Nachbarschaft und die Allgemeinheit enthalten sowie die 

Umweltverträglichkeitsstudie liegen für die Dauer eines Monats zur Einsichtnahme aus. Die Ausle-

gungsfrist beginnt mit dem 07.12.2015 und endet am 06.01.2016. Die Unterlagen können bei den 

folgenden Stellen zu den dort angegebenen Zeiten eingesehen werden: 
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- Landkreis Aurich,  
Kirchdorfer Straße 7-9,  
Zimmer-Nr. 114,  
26603 Aurich,  

 
während der Dienststunden:  
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr  
Montag bis Mittwoch in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr  
Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 

 
- Samtgemeinde Hage,  
 Gemeinde Hagermarsch 

Hauptstraße 81,  
26524 Hage, 
im Bauamt, Zimmer 19 

 
während der Öffnungszeiten  
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 
Dienstag und Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 

 
- Stadt Norden,  

Am Markt 43,  
26506 Norden, 
im Erdgeschoss des Gebäudes des Fachbereichs Planen und Bauen 

 
während der Öffnungszeiten  
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 
Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr 

 
Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 07.12.2015 bis zum 20.01.2016 schriftlich 
beim Landkreis Aurich, der Stadt Norden oder der Samtgemeinde Hage / Gemeinde Hagermarsch 
erhoben werden. Einwendungen werden dem Antragsteller und den Behörden, deren Aufgabenbe-
reich durch die Einwendungen berührt ist, bekannt gegeben. Auf Verlangen des Einwenders sollen 
dessen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ord-
nungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind. Mit Ablauf der 
Einwendungsfrist werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-
chen Titeln beruhen.  
 
Die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen werden am 16.02.2016 um 12:30 Uhr 
im Sitzungssaal Zimmer 1.106 des Kreisverwaltungsgebäudes in Aurich mit den Einwendern und der 
Antragstellerin erörtert. Der Erörterungstermin ist öffentlich. Er dient dazu, die rechtzeitig gegen das 
Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern soweit diese für die Prüfung der Genehmigungsvo-
raussetzungen nach dem BImSchG von Bedeutung sein können. Es soll denjenigen, die Einwendun-
gen erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu erläutern. Die formgerecht erhobe-
nen Einwendungen werden auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben, erörtert.  
 
Sollte eine Verlegung des Erörterungstermins erforderlich sein, werden der Antragsteller und diejeni-
gen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben über Ort und Zeit des neuen Erörterungstermins 
benachrichtigt. Die Benachrichtigung kann auch durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öf-
fentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.  
 

Aurich, den 27.11.2015 

 

Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung einer Anlage nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz  
Uwe Kiehne 

 

Der Antragsteller Uwe Kiehne, Kanalstraße Nord 116, 26629 Großefehn, beabsichtigt auf dem Grund-

stück in der Gemarkung Junkersrott, Flur 7, Flurstück 14/5 die Errichtung und den Betrieb von einer 

Windenergieanlage des Typs Enercon E-70 E 4 mit einer Nabenhöhe von 64 m, mit einer Gesamthöhe 

von 99,5 m und einer Kapazität von 2.300 kW. Die Anlage soll voraussichtlich im Dezember 2016 in 

Betrieb genommen werden. 

 

Das Vorhaben bedarf der Genehmigung gem. § 4 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelt-
einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 

(Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 

(BGBl. I S. 1274); zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 

1740), i. V. m. § 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetz (Verord-

nung über genehmigungsbedürftige Anlagen – 4. BImSchV -) in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 2. Mai 2013 (BGBl. I. S. 973), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. April 2015 

(BGBl. I S. 640), sowie der lfd. Nr. 1.6.2 der Anlage 1 zur 4. BImSchV. Zuständig für die Erteilung der 

Genehmigung ist der Landkreis Aurich.  

 

Der Landkreis Aurich hat nach Vorprüfung des Einzelfalles gemäß des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeit (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt 

geändert durch Artikel 10G des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) festgestellt, dass gem. § 3 

b UVPG eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

 

Das Vorhaben wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BImSchG öffentlich bekannt gemacht.  

 

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die diesem beigefügten Unterlagen, die Angaben 

über die Auswirkungen der Anlage auf die Nachbarschaft und die Allgemeinheit enthalten sowie die 

Umweltverträglichkeitsstudie liegen für die Dauer eines Monats zur Einsichtnahme aus. Die Ausle-

gungsfrist beginnt mit dem 07.12.2015 und endet am 06.01.2016. Die Unterlagen können bei den 
folgenden Stellen zu den dort angegebenen Zeiten eingesehen werden: 

 

- Landkreis Aurich,  

Kirchdorfer Straße 7-9,  

Zimmer-Nr. 114,  

26603 Aurich,  

 

während der Dienststunden:  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr  

Montag bis Mittwoch in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr  
Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
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- Samtgemeinde Hage,  

 Gemeinde Hagermarsch 
Hauptstraße 81,  

26524 Hage, 

im Bauamt, Zimmer 19 

 

während der Öffnungszeiten  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Dienstag und Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
 

- Stadt Norden,  

Am Markt 43,  

26506 Norden, 

im Erdgeschoss des Gebäudes des Fachbereichs Planen und Bauen 

 

während der Öffnungszeiten  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr 

 
Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 07.12.2015 bis zum 20.01.2016 schriftlich 

beim Landkreis Aurich, der Stadt Norden oder der Samtgemeinde Hage / Gemeinde Hagermarsch 

erhoben werden. Einwendungen werden dem Antragsteller und den Behörden, deren Aufgabenbe-

reich durch die Einwendungen berührt ist, bekannt gegeben. Auf Verlangen des Einwenders sollen 

dessen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ord-

nungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind. Mit Ablauf der 

Einwendungsfrist werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-

chen Titeln beruhen.  

 

Die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen werden am 16.02.2016 um 09:00 Uhr 
im Sitzungssaal Zimmer 1.106 des Kreisverwaltungsgebäudes in Aurich mit den Einwendern und der 

Antragstellerin erörtert. Der Erörterungstermin ist öffentlich. Er dient dazu, die rechtzeitig gegen das 

Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern soweit diese für die Prüfung der Genehmigungsvo-

raussetzungen nach dem BImSchG von Bedeutung sein können. Es soll denjenigen, die Einwendun-

gen erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu erläutern. Die formgerecht erhobe-

nen Einwendungen werden auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-

dungen erhoben haben, erörtert.  

 

Sollte eine Verlegung des Erörterungstermins erforderlich sein, werden der Antragsteller und diejeni-

gen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben über Ort und Zeit des neuen Erörterungstermins 
benachrichtigt. Die Benachrichtigung kann auch durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öf-

fentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.  

 

Aurich, den 27.11.2015 

 

Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 
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Öffentliche Bekanntmachung einer Anlage nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz  
Gustav Claashen 

 

Der Antragsteller Gustav Claashen, Fasanenweg 22, 26524 Lütetsburg, beabsichtigt auf dem Grund-

stück in der Gemarkung Junkersrott, Flur 7, Flurstück 14/5, die Errichtung und den Betrieb von einer 

Windenergieanlage des Typs Enercon E-70 E 4 mit einer Nabenhöhe von 64 m, mit einer Gesamthöhe 

von 99,5 m und einer Kapazität von 2.300 kW. Die Anlage soll voraussichtlich im Dezember 2016 in 

Betrieb genommen werden. 

 
Das Vorhaben bedarf der Genehmigung gem. § 4 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 

(Bundes-Immissionsschutzgesetz -BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 

(BGBl. I S. 1274); zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 

1740), i. V. m. § 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetz (Verord-

nung über genehmigungsbedürftige Anlagen –4. BImSchV-) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

2. Mai 2013 (BGBl. I. S. 973), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. April 2015 (BGBl. I 

S. 640), sowie der lfd. Nr. 1.6.2 der Anlage 1 zur 4. BImSchV. Zuständig für die Erteilung der Geneh-

migung ist der Landkreis Aurich.  

 
Der Landkreis Aurich hat nach Vorprüfung des Einzelfalles gemäß des Gesetzes über die Umweltver-

träglichkeit (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt 

geändert durch Artikel 10G des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) festgestellt, dass gem. § 3 

b UVPG eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

 

Das Vorhaben wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BImSchG öffentlich bekannt gemacht.  

 

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die diesem beigefügten Unterlagen, die Angaben 

über die Auswirkungen der Anlage auf die Nachbarschaft und die Allgemeinheit enthalten sowie die 

Umweltverträglichkeitsstudie liegen für die Dauer eines Monats zur Einsichtnahme aus. Die Ausle-
gungsfrist beginnt mit dem 07.12.2015 und endet am 06.01.2016. Die Unterlagen können bei den 

folgenden Stellen zu den dort angegebenen Zeiten eingesehen werden: 

 

- Landkreis Aurich,  

Kirchdorfer Straße 7-9,  

Zimmer-Nr. 114,  

26603 Aurich,  

 

während der Dienststunden:  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr  
Montag bis Mittwoch in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr  

Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 

 

- Samtgemeinde Hage,  

 Gemeinde Hagermarsch 
Hauptstraße 81,  

26524 Hage, 

im Bauamt, Zimmer 19 

 

während der Öffnungszeiten  
Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Dienstag und Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
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- Stadt Norden,  

Am Markt 43,  

26506 Norden, 

im Erdgeschoss des Gebäudes des Fachbereichs Planen und Bauen 

 

während der Öffnungszeiten  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr 

 
Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 07.12.2015 bis zum 20.01.2016 schriftlich 

beim Landkreis Aurich, der Stadt Norden  oder der Samtgemeinde Hage / Gemeinde Hagermarsch 

erhoben werden. Einwendungen werden dem Antragsteller und den Behörden, deren Aufgabenbe-

reich durch die Einwendungen berührt ist, bekannt gegeben. Auf Verlangen des Einwenders sollen 

dessen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ord-

nungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind. Mit Ablauf der 

Einwendungsfrist werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-

chen Titeln beruhen.  

 

Die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen werden am 16.02.2016 um 11:30 Uhr 
im Sitzungssaal Zimmer 1.106 des Kreisverwaltungsgebäudes in Aurich mit den Einwendern und der 

Antragstellerin erörtert. Der Erörterungstermin ist öffentlich. Er dient dazu, die rechtzeitig gegen das 

Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern soweit diese für die Prüfung der Genehmigungsvo-

raussetzungen nach dem BImSchG von Bedeutung sein können. Es soll denjenigen, die Einwendun-

gen erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu erläutern. Die formgerecht erhobe-

nen Einwendungen werden auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-

dungen erhoben haben, erörtert.  

 

Sollte eine Verlegung des Erörterungstermins erforderlich sein, werden der Antragsteller und diejeni-

gen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben über Ort und Zeit des neuen Erörterungstermins 
benachrichtigt. Die Benachrichtigung kann auch durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öf-

fentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.  

 

Aurich, den 27.11.2015 

 

Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung einer Anlage nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz  
Nils Jobst 

 
Der Antragsteller Nils Jobst, Frederikenplatz 7, 26524 Hage, beabsichtigt auf dem Grundstück in der 

Gemarkung Junkersrott, Flur 7, Flurstück 27, die Errichtung und den Betrieb von einer Windenergie-

anlage des Typs Enercon E-70 E 4 mit einer Nabenhöhe von 64 m, mit einer Gesamthöhe von 99,5 m 

und einer Kapazität von 2.300 kW. Die Anlage soll voraussichtlich im Dezember 2016 in Betrieb ge-

nommen werden. 

 

Das Vorhaben bedarf der Genehmigung gem. § 4 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelt-

einwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge 

(Bundes-Immissionsschutzgesetz -BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
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(BGBl. I S. 1274); zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. November 2014 (BGBl. I S. 

1740), i. V. m. § 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetz (Verord-

nung über genehmigungsbedürftige Anlagen –4. BImSchV-) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

2. Mai 2013 (BGBl. I. S. 973), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. April 2015 (BGBl. I 

S. 640), sowie der lfd. Nr. 1.6.2 der Anlage 1 zur 4. BImSchV. Zuständig für die Erteilung der Geneh-

migung ist der Landkreis Aurich.  

 

Der Landkreis Aurich hat nach Vorprüfung des Einzelfalles gemäß des Gesetzes über die Umweltver-

träglichkeit (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt 
geändert durch Artikel 10G des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) festgestellt, dass gem. § 3 

b UVPG eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

 

Das Vorhaben wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 BImSchG öffentlich bekannt gemacht.  

 

Der Antrag auf Erteilung der Genehmigung und die diesem beigefügten Unterlagen, die Angaben 

über die Auswirkungen der Anlage auf die Nachbarschaft und die Allgemeinheit enthalten sowie die 

Umweltverträglichkeitsstudie liegen für die Dauer eines Monats zur Einsichtnahme aus. Die Ausle-

gungsfrist beginnt mit dem 07.12.2015 und endet am 06.01.2016. Die Unterlagen können bei den 

folgenden Stellen zu den dort angegebenen Zeiten eingesehen werden: 
 

- Landkreis Aurich,  

Kirchdorfer Straße 7-9,  

Zimmer-Nr. 114,  

26603 Aurich,  

 

während der Dienststunden:  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr  

Montag bis Mittwoch in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr  

Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
 

- Samtgemeinde Hage,  

 Gemeinde Hagermarsch 
Hauptstraße 81,  

26524 Hage, 

im Bauamt, Zimmer 19 

 

während der Öffnungszeiten  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Dienstag und Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
 

- Stadt Norden,  

Am Markt 43,  

26506 Norden, 

im Erdgeschoss des Gebäudes des Fachbereichs Planen und Bauen 

 

während der Öffnungszeiten  

Montag bis Freitag in der Zeit von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr sowie 

Donnerstag in der Zeit von 14:30 Uhr bis 16:00 Uhr 

 
Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 07.12.2015 bis zum 20.01.2016 schriftlich 

beim Landkreis Aurich, der Stadt Norden oder der Samtgemeinde Hage / Gemeinde Hagermarsch 

erhoben werden. Einwendungen werden dem Antragsteller und den Behörden, deren Aufgabenbe-

reich durch die Einwendungen berührt ist, bekannt gegeben. Auf Verlangen des Einwenders sollen 
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dessen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ord-

nungsgemäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind. Mit Ablauf der 

Einwendungsfrist werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtli-

chen Titeln beruhen.  

 

Die rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen werden am 16.02.2016 um 12:00 Uhr 
im Sitzungssaal Zimmer 1.106 des Kreisverwaltungsgebäudes in Aurich mit den Einwendern und der 

Antragstellerin erörtert. Der Erörterungstermin ist öffentlich. Er dient dazu, die rechtzeitig gegen das 

Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erörtern soweit diese für die Prüfung der Genehmigungsvo-
raussetzungen nach dem BImSchG von Bedeutung sein können. Es soll denjenigen, die Einwendun-

gen erhoben haben, Gelegenheit geben, ihre Einwendungen zu erläutern. Die formgerecht erhobe-

nen Einwendungen werden auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwen-

dungen erhoben haben, erörtert.  

 

Sollte eine Verlegung des Erörterungstermins erforderlich sein, werden der Antragsteller und diejeni-

gen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben über Ort und Zeit des neuen Erörterungstermins 

benachrichtigt. Die Benachrichtigung kann auch durch öffentliche Bekanntmachung erfolgen. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen durch öf-
fentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann.  

 

Aurich, den 27.11.2015 

 

Landkreis Aurich 
 
Der Landrat 

 

 

 

B. Bekanntmachungen der Gemeinden 
 

 

Vermerk des Rechnungsprüfungsamtes 
(nach § 32 Eigenbetriebsverordnung — EigBetrV0-) 

 

Das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Aurich bestätigt als das nach den §§ 157 und 158 Nie-

dersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) zuständige Rechnungsprüfungsamt, dass die 

Prüfung des Eigenbetriebes 

 
„Kurverwaltung des Nordseeheilbades Baltrum" 
 

durch die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft „Treuhand Oldenburg GmbH", Oldenburg für das Jahr 

2013 mit seinem Einverständnis erfolgt ist. 

 

Der Bericht über die Jahresabschlussprüfung hat dem Rechnungsprüfungsamt zur Kenntnisnahme und 

weiteren Auswertung vorgelegen. Ergänzende Feststellungen i.S.. von § 32 Abs. 2 und 3 Satz 2 EigBetrVO 

zum uneingeschränkten Bestätigungsvermerk der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft haben sich nicht er-

geben. 

 
Der in der Bekanntmachung nach § 34 EigBetrVO zu veröffentliche Bestätigungsvermerk der Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft, der mit einer Vorbemerkung versehen ist, lautet für das Geschäftsjahr 

2013 wie folgt: 
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„Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Buchführung entsprechen nach unserer pflichtge- 

mäßen Prüfung den Rechtsvorschriften. Die Geschäftsführung erfolgte ordnungsgemäß. Die Entwick-

lung der Finanz- und Ertragslage, der Liquidität und der Rentabilität geben zu Beanstandungen kei-

nen Anlass. Der Betrieb wurde wirtschaftlich geführt." 

 

Aurich, 12. November 2015 

 

Rechnungsprüfungsamt  
Des Landkreises Aurich 
 

Wilken 

Kreisoberamtsrat 

 

 
Bekanntmachung 

Bebauungsplan 10.9 – Kornburg, Teil B – in Strackholt 
 

Der Rat der Gemeinde Großefehn hat in seiner Sitzung am 05.11.2015 den Bauungsplanes 10.9 – 

Kornburg, Teil B - in Strackholt gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.  

 

Der Geltungsbereich ist in dem Übersichtsplan, die Bestandteil dieser Bekanntmachung ist, schwarz 

umrandet dargestellt. 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Bebauungsplanes 10.9 – Kornburg, Teil B - mit der öffentlichen 

Bekanntmachung im Amtsblatt-Nr. 45 vom 27.11.2015 rechtsverbindlich. Der Bebauungsplan mit 

örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 NBauO einschließlich Begründung, Umweltbericht, Grünord-

nungsplan, der Immissionsbeurteilung durch die Landwirtschaftskammer sowie der zusammenfas-

senden Erklärung gemäß § 10 Abs. 4 BauGB kann ab sofort während der Dienststunden im Bauamt 

der Gemeinde Großefehn, Kanalstraße Süd 54, 26629 Großefehn, eingesehen werden. Jedermann 

kann die Planänderung einsehen und über ihren Inhalt Auskunft verlangen.  
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Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-

ansprüche im Falle der in den §§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 

schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das 

Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 

gestellt ist, wird hingewiesen.  

 

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-

schriften sowie nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs werden  

gemäß § 215 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BauGB dann unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
Bekanntmachung dieses Bebauungsplanes  schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des 

die Verletzung begründenden Sachverhaltes geltend gemacht worden sind.  

 

Ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung ist  unzulässig, wenn die den Antrag stellende 

Person oder Behörde und Träger sonstiger Belange nur Einwendungen geltend macht, die sie im 

Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und der Trägerbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 

BauGB nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können.  

 

Großefehn, 17.11.2015 

 
Gemeinde Großefehn 
 

Der Bürgermeister 

In Vertretung 

Adams 

 

 

 
C. Bekanntmachungen sonstiger öffentlicher Körperschaften 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung 
in der Flurbereinigung Holte 

 
In dem Flurbereinigungsverfahren Holte, Landkreis Leer, werden hiermit die Beteiligten gemäß § 59 

des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geän-

dert durch Art. 17 des Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I, S. 2794), zur Bekanntgabe des Flurbereini-
gungsplanes und zur Anhörung geladen. 
Die Bekanntgabe und Anhörung finden statt am 

 
Donnerstag, den 17.12.2015, um 11.00 Uhr 

im Dorfgemeinschaftshaus Holte, Rhauder Straße 18, 26817 Rhauderfehn. 
 

Widersprüche gegen den bekanntgegebenen Flurbereinigungsplan können gemäß § 59 Abs. 2 FlurbG 

zur Vermeidung des Ausschlusses nur in diesem Anhörungstermin vorgebracht werden. Hierauf wird 

ausdrücklich hingewiesen. Versäumt ein Beteiligter den Termin oder erklärt er sich nicht bis zum 

Schluss des Termins über den Verhandlungsgegenstand, so wird angenommen, dass er mit dem Er-

gebnis der Verhandlung einverstanden ist (§ 134 Abs. 1 FlurbG). 

 

Beteiligte können sich durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Der Bevollmächtigte hat sich 
durch eine schriftliche Vollmacht auszuweisen und diese der Flurbereinigungsbehörde auf Anforde-

rung zu übergeben. 
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Der Flurbereinigungsplan wird den Teilnehmern (Eigentümer und Erbbauberechtigte) in gesonderten 

Auskunftsterminen erläutert. Die Ladung dazu erfolgt durch persönliches Anschreiben. Der Auszug 

aus dem Flurbereinigungsplan wird den Teilnehmern mit der Ladung übersandt. Soweit es sich bei 

den Grundstücken um gemeinschaftliches Eigentum handelt, hat der Empfänger die übrigen Mitei-

gentümer über den Inhalt zu informieren. 

 

Den Nebenbeteiligten (wie Pächter und andere Inhaber von Rechten an Grundstücken) werden die 

Verfahrensergebnisse in einem Auskunftstermin am Mittwoch, den 16.12.2015 in der Zeit von 

15.30 Uhr bis 17.00 Uhr im Dorfgemeinschaftshaus Holte, Rhauder Straße 18, 26817 Rhauderfehn 
erläutert. Die Nebenbeteiligten erhalten keine persönliche Ladung zu dem Auskunftstermin. 

 

Eine Ausfertigung des textlichen Teils des Flurbereinigungsplanes liegt vom 01.12.2015 bis zum 

17.12.2015 bei der Gemeinde Rhauderfehn, 1. Südwieke 2a, 26817 Rhauderfehn; der Gemeinde Ost-

rhauderfehn, Hauptstraße 117, 26842 Ostrhauderfehn und bei der Samtgemeinde Jümme, Rathaus-

ring 8-12, 26849 Filsum während der Dienstzeiten zur Einsichtnahme für die Beteiligten aus. 

 

Hinweis: Gemäß § 27a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese öffentliche Bekanntmachung 

auch im Internet unter www.flurb-we.niedersachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Bekanntmachun-

gen“ eingestellt. 
 

Aurich, 25.11.2015 

 

Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems 
- Geschäftsstelle Aurich - 

 

Im Auftrage 

Bohlen 

 

 

Öffentliche Bekanntmachung in der Flurbereinigung Holte 
Änderung der vorläufigen Besitzeinweisung 

auf der Grundlage der Festsetzungen im Flurbereinigungsplan 

 
Vorbemerkung: 
Die nachfolgende Anordnung gilt nur für Beteiligte, die durch Festsetzungen des Flurbereinigungs-

planes andere Grundstücke erhalten, als ihnen durch die vorläufige Besitzeinweisung vom 

20.12.2012 zugewiesen wurden oder die aufgrund von Erweiterungen des Flurbereinigungsgebietes 

erstmalig in den Besitz neuer Grundstücke eingewiesen werden. 
 
1. In dem mit Beschluss vom 06.10.2000 angeordneten Flurbereinigungsverfahren Holte, Landkreis 

Leer, (s. Hinweis Nr. 2) werden die Beteiligten gem. §§ 65 und 66 des Flurbereinigungsgesetzes 

(FlurbG) in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), hiermit zum 01.01.2016 vorläufig in den Besitz der neuen Grundstü-

cke eingewiesen. 
 

2. Die tatsächliche Überleitung in den neuen Zustand, d. h. der Übergang des Besitzes, der Verwal-

tung und der Nutzung der neuen Grundstücke, wird im Einzelnen durch die Überleitungsbestim-
mungen vom heutigen Tage geregelt. Der Vorstand der Teilnehmergemeinschaft der Flurbereini-

gung Holte wurde gemäß § 65 Abs. 2 FlurbG i. V. m. § 62 Abs. 2 FlurbG zu den Überleitungsbe-

stimmungen gehört. 
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3. Die Überleitungsbestimmungen liegen während der Bekanntmachung dieser Anordnung zur Ein-

sichtnahme für die Beteiligten während der Dienststunden bei der Geschäftsstelle Aurich des Am-

tes für regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich aus. 

 

4. Mit dem in den Überleitungsbestimmungen aufgeführten Zeitpunkt gehen der Besitz, die Verwal-

tung und die Nutzung der neuen Grundstücke auf die neuen Empfänger über (§ 66 FlurbG); es 

dürfen also nur noch die zugewiesenen neuen Grundstücke bewirtschaftet werden. 

 

5. Die Ergebnisse der neuen Feldeinteilung, die sich durch die Festsetzungen des Flurbereinigungs-
planes ergeben haben, werden den Teilnehmern (Eigentümer und Erbbauberechtigte) in geson-
derten Terminen im Rahmen der Vorlage des Flurbereinigungsplanes gem. § 59 FlurbG erläutert. 

Die Ladung dazu erfolgt durch persönliches Anschreiben. 

 

6. Den Nebenbeteiligten (wie Pächter und andere Inhaber von Rechten an Grundstücken) wird die 

neue Feldeinteilung am Mittwoch, den 16.12.2015 in der Zeit von 15.30 Uhr bis 17.00 Uhr im 

Dorfgemeinschaftshaus Holte, Rhauder Straße 18. 26817 Rhauderfehn erläutert. 

 

7. Die rechtlichen Wirkungen der vorläufigen Besitzeinweisung enden mit der Ausführung des Flur-

bereinigungsplanes. Bis zum Eintritt des neuen Rechtszustandes gemäß §§ 62 und 63 FlurbG kann 
auch nur über die bisherigen Grundstücke grundbuchmäßig verfügt werden. Hiervon sollte aber 

nach Möglichkeit abgesehen werden. Falls jedoch aus zwingenden Gründen grundbuchmäßige 

Verfügungen getroffen werden müssen, werden die Teilnehmer gebeten, zuvor bei dem Amt für 

regionale Landesentwicklung Weser-Ems, Geschäftsstelle Aurich, als zuständiger Flurbereini-

gungsbehörde Auskunft einzuholen. 

 

8. Soweit einvernehmliche Lösungen zwischen den Vertragsparteien über Leistungen des Nieß-

brauchs (§ 69 FlurbG), Pachtausgleich (§ 70 Abs. 1 FlurbG) und die Auflösung von Pachtverhältnis-

sen (§ 70 Abs. 2 FlurbG) nicht getroffen werden können, entscheidet gemäß § 71 FlurbG i. V. m 

§ 66 Abs. 2 FlurbG die Flurbereinigungsbehörde. Die Entscheidung ergeht nur auf Antrag. Im Falle 
des § 70 Abs. 2 FlurbG (Auflösung des Pachtverhältnisses wegen wesentlicher Erschwerung) ist 

nur der Pächter antragsberechtigt. Die Anträge sind spätestens drei Monate nach Anordnung der 

vorläufigen Besitzeinweisung bei der Flurbereinigungsbehörde zu stellen. Der Lauf der Frist be-

ginnt am ersten Tag der öffentlichen Bekanntmachung dieser Anordnung der vorläufigen Besitz-

einweisung gemäß § 65 FlurbG. 

 

9. Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 3 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19.03.1991 

(BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch Art. 171 der Verordnung vom 31.08.2015 (BGBl. I, S. 1474), 

wird hiermit die sofortige Vollziehung der vorläufigen Besitzeinweisung angeordnet. 

 
Begründung 
 

Nach § 65 Abs. 1 FlurbG können die Beteiligten in den Besitz der neuen Grundstücke eingewiesen 

werden, wenn deren Grenzen in die Örtlichkeit übertragen worden sind und endgültige Nachweise 

für Flächen und Wert der neuen Grundstücke vorliegen sowie das Verhältnis der Abfindung zu dem 

von jedem Beteiligten Eingebrachten feststeht. Diese Voraussetzungen sind in der Flurbereinigung 

Holte erfüllt. 

 

Die sofortige Vollziehung liegt im besonderen öffentlichem und überwiegendem Interesse der Betei-

ligten. Es entspricht dem Zweck der Flurbereinigung, den Übergang vom alten in den neuen Zustand 
unverzüglich vorzunehmen, wenn die Voraussetzungen gegeben sind. Durch die Anordnung der so-

fortigen Vollziehung wird auch gewährleistet, dass die im Flurbereinigungsplan ausgewiesen neuen 

Grundstücke mit den tatsächlich zu bewirtschaftenden Flächen identisch sind. Hierdurch sollen lan-

deskulturelle Nachteile, soweit möglich, vermieden werden. 
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Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe beim Amt für regiona-

le Landesentwicklung (ArL) Weser-Ems, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg sowie bei der 

Geschäftsstelle Aurich des ArL Weser-Ems, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich, schriftlich oder zur 

Niederschrift Widerspruch erhoben werden. 

 

Gemäß § 115 FlurbG beginnt die Rechtsbehelfsfrist, wenn öffentliche Bekanntmachung erfolgt, mit 

dem ersten Tage der Bekanntmachung. Bei schriftlicher Einlegung wird die Frist nur gewahrt, wenn 
das Widerspruchsschreiben bis zum Ablauf der angegebenen Frist beim Amt für regionale Landes-

entwicklung (ArL) Weser-Ems, Theodor-Tantzen-Platz 8, 26122 Oldenburg oder bei der Geschäftsstel-

le Aurich des ArL Weser-Ems, Oldersumer Straße 48, 26603 Aurich eingegangen ist. 

Hinweise 
 
1. Für alle Anträge auf Auszahlung der Betriebsprämien von flächenbezogenen Zahlungen sowie von 

Zahlungen für Agrarumweltmaßnahmen müssen ab der Antragstellung 2016 die durch die vorläu-

fige Besitzeinweisung zugewiesenen Flächen in den jeweiligen Anträgen auf Agrarförderung ange-

geben werden. Sofern Teilnehmer am Flurbereinigungsverfahren an Agrarumweltmaßnahmen 

teilnehmen, wird empfohlen, sich vor Antragstellung auf Agrarförderung mit der zuständigen Be-
willigungsstelle der Landwirtschaftskammer Niedersachsen in Verbindung zu setzen. 

 

2. Das Flurbereinigungsgebiet umfasst Teile der Gemarkungen Neuemoor, Gemeinde Hesel; Amdorf, 

Neuburg und Velde, Gemeinde Detern; Breinermoor, Gemeinde Westoverledingen; Nettelburg, 

Stadt Leer; Collinghorst, Backemoor, Schatteburg, Holte, Rhaude und Rhaudermoor, Gemeinde 

Rhauderfehn; Holtermoor, Langholt und Potshausen, Gemeinde Ostrhauderfehn; Tannenhausen 

und Walle, Stadt Aurich; Eversmeer, Gemeinde Eversmeer; Neuschoo, Gemeinde Neuschoo sowie 

Westerholt, Gemeinde Westerholt. Sie sind aus einer Gebietskarte zu ersehen, die bei den jewei-

ligen Gemeindeverwaltungen zur Einsichtnahme ausliegt. 

 
3. Gemäß § 27a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz wird diese öffentliche Bekanntmachung auch 

im Internet unter www.flurb-we.niedersachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Bekanntmachungen“ 

eingestellt. 

 

Aurich, 25.11.2015 

 

Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems 
- Geschäftsstelle Aurich - 

 

Im Auftrage 
Bohlen 

 

 

Überleitungsbestimmungen 
zur Änderung der vorläufigen Besitzeinweisung 
auf der Grundlage des Flurbereinigungsplanes 

in der Flurbereinigung Holte, Landkreis Leer 
 

In Ausführung der Nummern 2 bis 4 der Anordnung der Änderung der vorläufigen Besitzeinweisung 

gemäß §§ 65 und 66 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung vom 16.03.1976 (BGBl. I 

S. 546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), wird nach Anhörung des 

Vorstandes der Teilnehmergemeinschaft (§ 65 Abs. 2 FlurbG i. V. m. § 62 Abs. 2 FlurbG) die tatsächli-

che Überleitung in den neuen Zustand, namentlich der Übergang des Besitzes und der Nutzung der 

neuen Grundstücke, durch diese Überleitungsbestimmungen geregelt. 
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Davon abweichend können die Teilnehmer untereinander private Vereinbarungen treffen. Die Ein-

haltung dieser Vereinbarungen wird vom Amt für Landentwicklung Aurich als zuständiger Flurberei-

nigungsbehörde jedoch nicht überwacht. 

 

Im Folgenden werden die im § 66 FlurbG als „Empfänger“ benannten Teilnehmer als „neue Besitzer“ 

bezeichnet. 

 

1. Besitzübergang 
 
1.1. landwirtschaftliche Nutzflächen 

 
Alle landwirtschaftlichen Nutzflächen gehen am 01.01.2016 (Stichtag für den allgemeinen 

Besitzübergang) auf den neuen Besitzer über. 

 

Ackerflächen gehen in unbearbeitetem Zustand über. Eine Entschädigung für ausgebrachten 

organischen Dünger oder Mineraldünger wird nicht gezahlt. Sollten im Einzelfall Flächen 

noch nicht abgeerntet sein, können sich die Beteiligten mit dem Amt für Landentwicklung 

Aurich in Verbindung setzen. Sofern die neuen Grundstücke zum Stichtag mit Zwischen-

früchten bestellt sind, brauchen sie nicht geräumt zu werden. 
 

Ackerflächen, auf denen Winterfrüchte (z. B. Wintergetreide, Winterraps) stehen, gehen 

ebenfalls zu dem Übergabestichtag auf den neuen Besitzer über. Bezüglich der aufstehen-

den Kulturen müssen sich die alten Eigentümer/Pächter und die neuen Besitzer einigen. So-

fern eine Einigung nicht erzielt wird, ist spätestens bis zum 15.02.2016 das Amt für Land-

entwicklung Aurich zur Entscheidung des Streitfalls einzuschalten. 

 

Grünland darf, soweit es an andere Beteiligte übergeht, nicht umgebrochen werden. Eine 

Entschädigung für ausgebrachten organischen Dünger oder Mineraldünger wird nicht ge-

zahlt. 
 

1.2. Sonstige Flächen 
 
Alle übrigen Flächen gehen ebenfalls zum 01.01.2016 auf den neuen Besitzer über, soweit 

ein Tausch vorgesehen ist. Dazu gehören z. B. Straßen und Wege, Gewässer und Hofräume. 

 

1.3. Auf den Landabfindungen befindliche Gegenstände und besondere Bestandteile 
 

• Siloreste, Mist-, Stroh-, und Heuhaufen sowie auf dem Feld verbliebene Rundballen ein-
schließlich Abdeckplane und Abfallreste müssen vom alten Eigentümer/Pächter bis zum 

15.02.2016 abgeräumt werden. Ausgenommen davon sind Futtersilo und Mieten sowie gela-

gerte Rundballen; diese sind bis zum 15.03.2016 abzuräumen. 

 

• Melkstände, Steinhaufen, Bauschutt und Erdhaufen müssen ebenfalls vom alten Eigentü-

mer/Pächter bis zum 15.02.2016 abgeräumt werden. 

 

• Den alten Eigentümern/Pächtern ist es gestattet, ihre bisherigen Flächen bis zum 15.02.2016 
zu betreten, um ihnen gehörende Gegenstände (z.B. Tränkebecken, Pumpen o. ä.) abzuräu-

men. 

 

Nach Ablauf der o. g. Fristen werden die Gegenstände entweder auf Antrag des neuen Be-

sitzers auf Kosten und Gefahr des alten Eigentümers/Pächters durch die Teilnehmergemein-

schaft beseitigt oder gehen ohne Entschädigung des alten Eigentümers/Pächters in das Ei-

gentum des neuen Besitzers über. 
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• Brunnen, ortsfeste Tränkeanlagen und sonstige wesentliche Bestandteile gehen - soweit zwi-

schen den Teilnehmern nicht anderes vereinbart wird - mit dem Besitzübergang des Grund-

stücks auf den neuen Besitzer über. Sofern erforderlich, wird der alte Eigentümer für diese 

Bestandteile gesondert abgefunden. Entsprechende Geldabfindungen setzt die Flurbereini-

gungsbehörde auf gesonderten Antrag - ggf. nach Anhörung eines Sachverständigen - fest. 

Vom neuen Besitzer wird ggf. eine angemessene Erstattung verlangt. 

Wesentliche Bestandteile dürfen bis zur endgültigen Entscheidung der Flurbereinigungsbe-

hörde nicht verändert, beschädigt oder beseitigt werden, sofern der bisherige Nutzungsbe-
rechtigte bis zum 29.02.2016 schriftlich bei der Flurbereinigungsbehörde Einwendungen ge-

gen den Nutzungsentzug erhebt. In diesem Falle erhält der neue Besitzer entsprechende 

Nachricht. 

 

• Dränagen gehen auf den neuen Besitzer über und sind von diesem zu unterhalten. Im Rah-

men der wertgleichen Abfindung evtl. zu leistende Geldausgleiche regelt die Flurbereini-

gungsbehörde. 

 

1.4. Zäune und Einfriedungen 
 
Zäune und Einfriedigungen einschließlich Pforten sind - soweit zwischen den Teilnehmern 

keine andere Regelung zustande kommt - vom alten Eigentümer/Pächter bis zum 

15.02.2016 schadlos zu beseitigen. Nach Ablauf dieser Frist werden diese Einrichtungen 

entweder auf Antrag des neuen Besitzers auf Kosten und Gefahr des alten Eigentü-

mers/Pächters durch die Teilnehmergemeinschaft beseitigt oder gehen ohne Entschädigung 

des alten Eigentümers/Pächters in das Eigentum des neuen Besitzers über. 

 

1.5. Holzbestände 
 

Hecken, Sträucher, Buschwerk und einzeln stehende Bäume gehen mit dem Stichtag des 

Besitzübergangs des Grundstücks auf den neuen Besitzer über. Das Entfernen von Bäumen, 

Hecken und Sträuchern ist gemäß § 34 FlurbG nur mit vorheriger Zustimmung der Flurberei-

nigungsbehörde erlaubt. Dieses gilt auch für Holzbestände, die in den neuen Grundstücken 

stehen und ggf. die Bewirtschaftung erschweren. 

 

Verlangt der neue Besitzer eine Erhaltung, ist die vorherige Beseitigung durch den alten Ei-

gentümer nicht zulässig. Einigen sich die Teilnehmer nicht über den Wert der Holzbestände, 

die den Besitzer wechseln, so wird auf besonderen Antrag eine Entschädigung gemäß § 50 
Abs. 2 FlurbG von der Flurbereinigungsbehörde - ggf. nach Anhörung eines Sachverständi-

gen - festgesetzt. Vom neuen Besitzer wird ggf. eine angemessene Erstattung verlangt. 

 

Weiterhin wird darauf hingewiesen, dass Wallhecken zu erhalten sind (§ 29 des Gesetzes 

über Naturschutz und Landschaftspflege [Bundesnaturschutzgesetz, BNatSchG] vom 

29.07.2009 [BGBl I S. 2542] zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.08.2013 [BGBl I S. 3154] 

i. V. m. § 22 Abs. 3 des Niedersächsisches Ausführungsgesetzes zum Bundesnaturschutzge-

setz [NAGBNatSchG] vom 19.02.2010 [Nds. GVBl. S. 104]). 

 

2. Grenzabstände 
 

Bei der Errichtung von Einfriedungen aus totem Material sowie bei der Anpflanzung von Hecken, 

Bäumen und Sträuchern sind hinsichtlich der Grenzabstände die Vorschriften des Niedersächsi-

schen Nachbarrechtsgesetz vom 31.03.1967 (Nds. GVBl. S. 91) zuletzt geändert durch Gesetz vom 

23.07.2014 (Nds. GVBl. S. 206), insbesondere das Schwengelrecht, zu beachten. 
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3. Pachtverhältnisse 
 

Bestehende Pachtverhältnisse werden durch die Besitzeinweisung nicht aufgehoben. Der 

Pachtanspruch des Pächters geht jedoch von dem alten Eigentum des Verpächters auf dessen 

neuen Besitz über. Auf dieser Grundlage sind die Pachtverhältnisse zwischen dem Pächter und 

dem Verpächter zu regeln. 

 

Einigen sich die Parteien nicht, so entscheidet auf Antrag die Flurbereinigungsbehörde nach Maß-

gabe der §§ 68, 70 und 71 i. V m § 66 Abs. 2 des FlurbG. Im Falle des § 70 Abs. 2 FlurbG (Auflösung 
des Pachtverhältnisses wegen wesentlicher Erschwerung) ist nur der Pächter antragsberechtigt. 

 

Anträge auf Regelung der Pachtverhältnisse sind spätestens drei Monate nach Anordnung der vor-

läufigen Besitzeinweisung bei dem Amt für Landentwicklung Aurich als zuständiger Flurbereini-

gungsbehörde zu stellen. Der Lauf der Frist beginnt am ersten Tag der öffentlichen Bekanntma-

chung der Anordnung der vorläufigen Besitzeinweisung. 

 

4. Zuwegungen 
 

Als Zuwegungen für die Bewirtschaftung der neuen Flächen sind die neuen Wege und Überfahr-
ten zu benutzen. Sofern diese in Teilen des Flurbereinigungsgebiets noch nicht ausgebaut sind, 

sind die Benutzung der alten Wege und Überfahrten sowie die vorübergehende Zuwegung über 

andere Flächen unter möglichster Schonung der aufstehenden Früchte gestattet. In Streitfällen 

wird eine vorübergehende Zuwegung durch die Flurbereinigungsbehörde festgelegt. 

 

Erforderliche Überfahrten von den Wegen auf die neuen Grundstücke, die noch nicht erstellt sind, 

werden auf Antrag von der Teilnehmergemeinschaft hergestellt. Die genaue Lage und Abmessun-

gen der Überfahrten werden von der Flurbereinigungsbehörde im Benehmen mit dem Vorstand 

der Teilnehmergemeinschaft festgelegt. 

 
Schadhafte Durchlässe sind auf Verlangen des neuen Besitzers bis zum 15.02.2016 von den alten 

Eigentümern auf deren Kosten zu entfernen oder so instand zu setzen, dass ein ungehinderter 

Wasserabfluss gewährleistet ist. 

 

Im Übrigen sind Durchlässe oder sonstige Überbrückungen von den neuen Besitzern zu unterhal-

ten. 

 

5. Planinstandsetzungen 
 

Arbeiten, die notwendig sind, um die neuen Grundstücke zur Bewirtschaftung instand zu setzen, 
sind grundsätzlich unter besonderer Beachtung von 1.4 (Holzbestände) vom neuen Besitzer selbst 

auszuführen. Wenn diese Arbeiten im Einzelfall das Maß der den übrigen Beteiligten zur Last fal-

lenden Arbeiten erheblich übersteigen, kann der betroffene Beteiligte die Ausführung der Arbei-

ten durch die Teilnehmergemeinschaft beantragen (§ 51 FlurbG). Evtl. Anträge sind bis zum 

31.03.2016 bei dem Amt für Landentwicklung Aurich als zuständiger Flurbereinigungsbehörde zu 

stellen. Diese entscheidet nach entsprechender Prüfung, ob eine Ausführung durch die Teilneh-

mergemeinschaft erfolgt. 

 

6. Hinweise im Zusammenhang mit der Antragstellung auf flächenbezogene Ausgleichszahlungen 
 
Für alle Anträge auf Auszahlung der Direktzahlungen, von flächenbezogenen Zahlungen sowie von 

Zahlungen für Agrarumweltmaßnahmen müssen in der Antragstellung 2016 die sich durch die vor-

läufige Besitzeinweisung ergebenden neuen Feldblockbezeichnungen und neuen Feld-
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blockgrößen bzw. (soweit noch zulässig) neuen Flurstücksbezeichnungen und Flurstücksgrößen 

verwendet werden. 

 

Die in den Antragsvordrucken vorgedruckten nicht mehr gültigen Angaben sind deutlich sicht-bar 

zu streichen und durch die neuen Angaben zu ersetzen. Die aktuellen Feldblockbezeich-nungen 

und Feldblockgrößen sind bei der zuständigen Außenstelle der Landwirtschaftskammer Nieder-

sachsen zu erfragen. Hier sind im Bedarfsfall auch neue Unterlagen erhältlich.  

 

Wird der Antrag elektronisch über das ANDI-Programm 2016 gestellt ist analog zu verfahren. Ggf. 
wird der Antrag 2016 nur elektronisch zu stellen sein. 

 

Auf die einschlägigen Vorgaben zum Erhalt des Dauergrünlandes gem. Verordnung (EU) 

Nr. 1307/2013 in Verbindung mit dem Direktzahlungen-Durchführungsgesetz wird hingewiesen. 

Weitere Auskünfte erteilt die Landwirtschaftskammer Niedersachsen. 

 

Sofern Flächen verpachtet sind, werden die Verpächter gebeten, ihre Pächter über die Ände-

rungen durch die vorläufige Besitzeinweisung zu unterrichten. Benötigte Unterlagen für Pacht-

flächen können in den Erläuterungsterminen beantragt werden. 

 
7. Zweifelsfälle/Streitigkeiten 

 
In allen sich aus diesen Überleitungsbestimmungen ergebenden Zweifelsfällen bzw. Streitigkeiten 

entscheidet das Amt für Landentwicklung Aurich als zuständige Flurbereinigungsbehörde nach 

den geltenden Bestimmungen des Flurbereinigungsgesetzes. 

 

8. Rechtsnachfolge 
Im Falle einer Veräußerung von Grundstücken sind die Beteiligten verpflichtet, ihren Rechtsnach-

folgern alle sich aus diesen Überleitungsbestimmungen ergebenden Auflagen mitzuteilen. Die 

Rechtsnachfolger haben das bis zum Erwerb durchgeführte Verfahren gegen sich gelten zu lassen 
(§ 15 FlurbG). 

 

Aurich, 25.11.2015 

 

Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems 
- Geschäftsstelle Aurich - 

 

Im Auftrage 

Bohlen 

 
 

 

 

 

 

 

 

Herausgeber: Landkreis Aurich, Fischteichweg 7 – 13 , 26603 Aurich 
Bezugspreis: Jährlich 150,- € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 

Einzelexemplar: 3,00 € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 

Redaktionsschluss jeweils Mittwoch, 13.00 Uhr für den Erscheinungstag Freitag der Woche. 

Manuskripte für die Bekanntmachung sind an das Kreistagsbüro des Landkreises Aurich, Fischteich-

weg 7 – 13, 26603 Aurich, Telefon (04941)16 1014 zu senden.  

Laufender Bezug des Amtsblattes nur durch den Landkreis Aurich. 


